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Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom  24.04.2007 
------------------------------------------------- 

 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sit-
zung am 28.03.2007 den Bebauungsplan 264 – 
Auf dem Driesch - gemäß § 10 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. l. S. 2414) in 
der zurzeit geltenden Fassung i.V.m. §§ 7 und 
41 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. 
S. 666) in der zurzeit gültigen Fassung als Sat-
zung beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Weisweiler. Die 
Abgrenzung ergibt sich aus dem nachstehend 
abgedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheber-
rechtlich geschützt.) 

Entsprechend § 10 BauGB liegt der Bebauungs-
plan 264 – Auf dem Driesch- als Satzung mit der 
Begründung sowie der zusammenfassenden 
Erklärung ab sofort in der Abteilung für Planung 
und Entwicklung der Stadt Eschweiler, 52249 
Eschweiler, Johannes-Rau-Platz 1, 4. Oberge-
schoss, Zimmer 447a dauernd während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan 264 – Auf dem Driesch - in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 
214 und 215 BauGB. Danach sind eine nach § 
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes 
264 – Auf dem Driesch - schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden 
sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprü-
che wird hingewiesen. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach 
Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
worden und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

Eschweiler, 24.04.2007 

In Vertretung 

 

Schulze 
Erster und Technischer Beigeordneter 
 
 
 
32 
 
 
Der Bürgermeister 
 

Bekanntmachung vom 24.04.2007 
------------------------------------------------- 

 
Der Rat der Stadt Eschweiler hat in seiner Sitzung 
am 28.03.2007 die 6. Änderung des Bebauungspla-
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nes D 18 – Robert-Koch-Straße - gemäß § 10 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. l. 
S. 2414) in der zurzeit geltenden Fassung i.V.m. 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fas-
sung als Satzung beschlossen. 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Dürwiß. Die Ab-
grenzung ergibt sich aus dem nachstehend ab-
gedruckten Kartenausschnitt. 

 
(Auszug aus der DGK 5. Dieser Plan ist urheber-
rechtlich geschützt.) 

Entsprechend § 10 BauGB liegt die 6. Änderung 
des Bebauungsplanes D 18 – Robert-Koch-
Straße - als Satzung mit der Begründung sowie 
der zusammenfassenden Erklärung ab sofort in 
der Abteilung für Planung und Entwicklung der 
Stadt Eschweiler, 52249 Eschweiler, Johannes-
Rau-Platz 1, 4. Obergeschoss, Zimmer 447a 
dauernd während der Dienststunden zur Ein-
sichtnahme bereit. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 6. Änderung 
des Bebauungsplanes D 18  – Robert-Koch-
Straße - in Kraft. 

Hingewiesen wird auf die Vorschriften der §§ 
214 und 215 BauGB. Danach sind eine nach § 
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften und nach § 214 Abs. 3 
Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorganges unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der 
6. Änderung des Bebauungsplanes  D 18 – Ro-
bert-Koch-Straße - schriftlich gegenüber der 
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhaltes geltend gemacht 

worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 
Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprü-
che wird hingewiesen. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach 
Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Satzung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt 
worden und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

Eschweiler,  24.04.2007 

In Vertretung 

 

Schulze 
Erster und Technischer Beigeordneter 
 
 
 
33 
 
 

2. Änderungssatzung 
zur Gebührensatzung für den Rettungsdienst  

der Stadt Eschweiler 
vom 25.04.2007 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f) 
und i) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO) i.d.F. der Bekanntmachung 
vom 14.7.1994 (GV NRW S. 666) und  §§14 und 15 
des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die 
Notfallrettung und den Krankentransport durch Un-
ternehmen (Rettungsgesetz NRW - RettG) vom 24. 
November 1992 (GV NW S. 458) i.V.m. § 17 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i.d.F. 
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der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. S. 602) und der §§ 1, 4 und 6 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.69 (GV NRW 
S. 712/SGV NRW 610) in den jeweils geltenden 
Fassungen hat der Rat der Stadt Eschweiler in 
seiner Sitzung am 28.03.2007 die nachfolgende 
Änderung der Gebührensatzung für den Ret-
tungsdienst der Stadt Eschweiler beschlossen: 
 

§ 1 Änderungen 
 
Die Gebührensatzung für den Rettungsdienst 
der Stadt Eschweiler vom 15.12.2005 wird wie 
folgt geändert: 
 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 
 

§ 1 
Rettungsdienstliche Aufgaben,  

Rettungsmittel 
 
(1)  Die Stadt Eschweiler nimmt als Trägerin 

einer Rettungswache gemäß Rettungs-
gesetz NRW auf der Basis des Ret-
tungsdienstbedarfsplanes des Kreises 
Aachen in der jeweils geltenden Fassung 
rettungsdienstliche Aufgaben wahr. Hier-
zu zählen die Notfallrettung und der 
Krankentransport, sowohl insbesondere 
im Stadtgebiet, als aber auch bei den 
darüber hinaus zugewiesenen oder  

 übernommenen Einsätzen. 
 
(2)  Als Beförderungsmittel werden zwei 

Rettungstransportwagen (RTW) ständig 
und zwei Krankentransportwagen 
(KTW) tagsüber zu voneinander abwei-
chenden, im Rettungsdienstbedarfsplan 
des Kreises Aachen festgelegten Zeiten 
eingesetzt. Außerhalb der festgelegten 
Einsatzzeiten der KTW werden nur 
RTW eingesetzt und abgerechnet. Dies 
gilt auch für den Fall, dass nur ein KTW 
zur Verfügung steht, der sich jedoch 
anderweitig im Einsatz befindet und mit 
dem weiteren Krankentransport nicht 
abgewartet werden kann.“ 
 

2. In Ziffer 1. der Anlage zur Gebührensat-
zung für den Rettungsdienst der Stadt 
Eschweiler wird der Betrag 265,83 € 
(Grundgebühr Rettungstransportwagen) 
durch den Betrag  278,45 € ersetzt. 

 
3. In Ziffer 2. der Anlage zur Gebührensat-

zung für den Rettungsdienst der Stadt 
Eschweiler wird der Betrag 141,46 € 
(Grundgebühr Krankentransportwagen)  
durch den Betrag 164,19 € ersetzt. 

 

§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres 
seit Verkündung dieser Änderungssatzung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-

lich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-

genüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Eschweiler, den  25.04. 2007 
 
 
 
Bertram 
Bürgermeister 
 
 
 


